Persönliches Budget - Ja! Aber zu besseren Bedingungen!

Moderation: Alexander Zoller, LAG SELBSTHILFE Baden-Württemberg e.V.

Abgeordnete: Guido Wolf, CDU; Wolfgang Staiger, SPD; Dr. Birgit Arnold, FDP/DVP; Bärbl Mielich, Grüne (geordnet nach Fraktionsgröße)
In seiner Einführung betont Alexander Zoller die Notwendigkeit einer unabhängigen Budgetberatung und die Sorge um Qualitätseinbußen durch Billiglohnanbieter. Er weist darauf hin, dass behinderte Menschen ein großes Sicherheitsbedürfnis besitzen und daher das Persönliche Budget bisher nur zögerlich in Anspruch nahmen. 

Gudio Wolf sieht das Persönliche Budget als einen Versuch an, Menschen mit Behinderungen so viel Eigenverantwortung wie möglich zurückzugeben. Das Angebot sollte so ausgestaltet sein, dass individueller auf den Hilfebedarf eingegangen werden kann. Sowohl bei den betroffenen Menschen als auch bei den Kosten-/Einrichtungsträger müsste das Persönliche Budget bekannter gemacht werden. Grundsätzlich positiv wird das Persönliche Budget von Wolfgang  Staiger bewertet. Aufgrund der Interessenkonflikte z.B. bei Leistungserbringern, die einerseits beraten und anderseits auch ihre Dienstleistungen anbieten, sieht er die unabhängige Beratung von Budgetnehmern als notwendig an. Eine wichtige Frage ist für ihn, ob es für den selbständigen Einkauf von Leistungen die nötigen Angebote vor Ort gibt. Nach Ansicht von Dr. Birgit Arnold vergrößert das Persönliche Budget die Chance auf ein selbst bestimmtes Leben, vor allem im Bereich des ambulanten Wohnens. Aufgrund des Modellversuchs befände sich das Land in einer Vorreiterrolle. Die Beziehung behinderter Menschen zu den Leistungserbringern und ihr Assistenzbedarf sollten unterstützt werden. Nach Meinung von Bärbl Mielich müssen die Landkreise strukturelle Rahmenbedingungen schaffen, um das Persönliche Budget zu ermöglichen. Eine neutrale Beratung der Budgetnehmer sieht sie, insbesondere zur Stärkung deren Position gegenüber den Landkreisen, als unabdingbar an. Diese unabhängigen Beratungsleistungen dürften nicht aus dem Persönlichen Budget des Budgetnehmers bezahlt werden, sondern müssten zusätzlich gewährt werden. 

Ein behinderter Teilnehmer schildert, dass er aufgrund seines Persönlichen Budgets nun weniger Geld von den Krankenkassen erhält. Daraufhin betont Guido Wolf, dass keine Verschlechterung eintreten dürfe. Ein weiterer Teilnehmer weist darauf hin, dass die Landkreise sich bisher nur sehr zögerlich am Modellversuch zum Persönlichen Budget beteiligt haben. Des Weiteren sei die Vermögensfreigrenze von 2.600,00 € mit einem eigenständigen Leben nicht zu vereinbaren. Wolfgang Staiger erklärt, die Landkreise hätten bisher gezögert, weil sie nicht wüssten, welche unvorhergesehenen Ausgaben mit dem Persönlichen Budget auf sie zukämen. Das Persönliche Budget bliebe seiner Ansicht nach nicht kostenneutral. Alexander  Zoller erklärt, dass eine monatliche Erhöhung um 100,00 € bis 150,00 € die Attraktivität des zur Zeit knapp bemessenen Budgets steigern könnte. 

Bei der Frage nach den Befürchtungen von Budgetnehmern beklagt sich ein Teilnehmer, dass das Persönliche Budget für ihn als Arbeitnehmer nicht in Frage käme. Ein anderer Teilnehmer schildert, wie sehr man ihn in die "Mangel" genommen hätte, als er seinen privaten Hilfebedarf beim Amt angemeldet hätte.  

Auf die Abschlussfrage von Alexander Zoller nach dem Änderungsbedarf beim Persönlichen Budget erklärt Dr. Birgit Arnold, dass noch viel zu tun sei. Guido Wolf will die Sorgen und Ängste der betroffenen Menschen ernst nehmen und Sicherheit bei der Inanspruchnahme vermitteln. Eine offene Diskussion des Themas und die Unterstützung durch die Landesregierung wünscht sich Wolfgang Staiger. Nach Ansicht von Bärbl Mielich soll eine unabhängige Beratung im Vordergrund stehen, die mit einer finanziellen Absicherung dieser Beratungsleistungen einhergehen muss.
